
241 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (21 der Beilagen): 
Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 

1929 abgeändert wird. 

Die der Ausschußberatung . zugrunde gelegene 
Regierungsvorlage hat eine Anderung der Kom­
petenzverteilung des Bundes~Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 auf dem Gebiet der 
Straßenpolizei zum Gegenstand. 

Art. 10 Abs. 1 Z. 9 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der derzeit geltenden Fassung weist 
die Kompetenzen hinsichtlich der Angelegen­
heiten der Bundes-straßen, also auch die Belange 
der Straßenpolizei, in Gesetzgebung und Vollzie­
hung dem Bund zu. Die Straßenpolizei, soweit 
sie sich nicht auf Bundesstraßen bezieht und dem 
Vorstehenden gemäß unter Art., 10 Abs. 1 Z. 9 
fällt, ist zurzeit Bundessache hinsichtlich der Ge­
setzgebung über die Grundsätze, Landessache da­
gegen die Erlassung von Ausführungsgesetzen und 
die Vollziehung. 

Die Gesetzgebung des Bundes wäre damit nur 
berufen, die Straßenpolizei auf Bundesstraßen 
Zur Gänze, auf anderen als Bundesstraßen da­
gegen nur in den Grundsätzen zu regeln. 

Weiters bestimmt Art. 15 Abs. 4 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929, 
daß durch übereinstimmende Gesetze des Bun­
des und des betreffenden Landes geregelt wird, 
inwieweit im örtlichen Wirkungshereich von 
Bundespolizeibehörden diesen Behörden auf dem 
Gebiet der Straßenpolizei auf anderen als Bun­
desstraßen die Vollziehung übertragen wird. 

straßenpolizeilichen Vorsch·riften für Bundes­
straßen so lange gelten, als die Ausführungsge­
setze nieht erlassen sind. Die Tatsache, daß bis­
her kein einziges Bundesland eigene Ausfüh­
rungsgesetze zur Regelung des Straßenverkehrs 
auf anderen als Bundesstraßen erlassen hat und 
daß somit derzeit auf allen Straßen der Repu­
blik österreich ein einheitliches Straßenpolizei­
recht gilt, zeigt deutlich, daß auch die Bundes­
länder die Notwendigkeit einer einheitlichen ge­
setzlichen Regelung des Straßenverkehrs im gan­
zen Bundesgebiet grundsätzlich erkannt haben. 

Diesem Erfordernis soll nunmehr durch die 
Erlassung einer einheitlichen Straßenverkehrsord­
nung (siehe 240 der Beilagen) entsprochen wer­
den. Für die bezogene Regelung auf dem Gebiet 
der Straßenpolizei 0011 hiemit die erforderliche 
verfassungsgesetzliche Grundlage geschaffen wer­
den. 

Um die Erlassung einheitlicher Straßenpolizei­
vorschriften sicherzustellen, bedarf es der Ober­
tragungder gesamten Gesetzgebung auf diesem 
Gebiet in die Kompetenz des Bundes. D.a jedoch 
die zur Anpassung an die geänderten Lebens­
bedürfnisse erforderliche Kompetenzverschiebung 
zwischen dem Bund und den Ländern nur inso­
weit vertreten werden kann, als dadurch die bun­
desstaatliche Struktur der Verfassungsrechtsord­
nung nicht beeinträchtigt wil'd, soll angesichts der 
bisherigen Verfassungsrechtsentwicklung auf dem 
Gebiet der Kompetenzverteilung für jede Ein­
schränkung der Länderkompetenzen eine sachlich 
vertretbare Ausweitung der Länderkompetenz 
auf anderem Gebiet verfügt werden. 

Angesichts der ungeheuren Ausweitung "des Als Ausgleich für den Verlust an Ausfüh-
Straßenverkehrs erscheint ·die Notwendigkeit rungsgesetigebungs- und Vollziehungskompe­
einer einheitliChen Regelung auf diesem Gebiet tenzen hinsichtlich der Straßenpolizei auf an­
unbestritten. In diesem Sinn hat auch das ge1- deren als Bundesstraßen im Sinne des Art. 12 
tende Straßenpolizeigesetz in seinem § 69 als Ver- Abs. 1 Z. 8 soll den Ländern die Vollziehungs­
fassungsbestimmung vorgesehen, daß für andere I kompetenz (mit Ausnahme des Verordnungs­
als Bundesstraßen in einem jeden Bundesland die rechtes) auch auf Bundesstraßen eingeräumt wer-
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den, die ihnen bisher nicht zustand. Im Art. 15 
Abs·. 4 h~tten .demnach die Worte "auf anderen 
als Bundesstraßen" zu entfallen. 

Mo s er, GI a s er, C zer n e t z, Dr. Ku m­
me rund Dr. W in t e r sowie der Ausschuß­
obman'n das Wort ergriffen, angenommen. 

Der Verfassungsausschuß hat den Gesetzent- Der Verfassungsausschuß stellt den A~trag, 
wurf in seiner Sitzung am 1. Juli 1960 einer der Nationalrat wolle dem a

d 
n g e sfc h 1 0 s- . /. 

eingehenden Beratung unterzogen und ihn nach se ne n G e set zen t w u r f ie ver assungs-
einer Debatte, in der außer dem Berichterstatter mäßige Zustimmung erteilen. 
die Abgeordneten M ar k, Dr. Kr a n zirn a y r, 
Dr. Pr ade r, eh al 0 u p e k, Dr. Ton gel, I Wien, am 1. Juli 1960 

Dr. Josef Gruber 
Berichterstatter 

Probst 
Obmann 

'j. 

Bundesverfassungsgesetz vom 
, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz 

1D der Fassung von 1929 abgeändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Bundes-V erfassungls·gesetz in der Fassung 
von 1929, BGBl. Nr. 1/1930, wird abgeändert 
wie folgt: 

1. In der Z. 9 des Art. 10 Abs. 1 werden den 
Worten: "Angelegenheiten der wegen ihrer Be­
deutung für den Durchzugsverkehr durch Bun­
desgesetz als Bundesstraßen erklärten Straß·en­
züge" die Worte angefügt: "außer der Straßen­
polizei". 

2. In der' Z. 3 des Art. 11 Abs. 1 wird, nach 
dem Wort "Volkswohnungswesen" der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

3. Der Z. 3 des Art. 11 Abs. 1 wird als Z. 4 
angefügt: ,,4. Straßenpolizei.". 

4. Dem Abs. 3 des Art. 11 wird folgender 
Satz angefügt: "Die Art der Kundmachung von 
Durchführungsverordnungen, zu deren Erlassung 
die Länder inden Angelegenheiten des Abs. 1 
Z. 4 (Straßenpolizei) bundesgesetzlich ermächtigt 
werden, kann bundesgesetzlich geregelt werden." 

5. Die Z. 8 des Art. 12 Nbs. 1 tritt außer 
Kraft. 

6. Die Z. 9 des Art. 12 Abs. 1 erhält die Be­
zeichnung ,,8". 

7. Der Abs. 4 des Art. 15 hat zu lauten: 

,,(4) Inwieweit im örtlichen Wirkungsbereich 
von Bundespolizeibehörden diesen Behörden auf 
dem Gebiet der Straßenpolizei die Vollziehung 
übertragen wir,d, wird durch übereinstimmende 
Gesetze des Bundes und des betreffenden Landes 
geregelt." 

Artikel H. 

. Die Verfassungsbestimmungen der §§ 69 
und 70 des Straßenpolizeigesetzes, BGBl. Nr. 46/ 
1947, treten außer Kraft. 

Artikel m. 
1. Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt mit 

1. Jänner 1961 in Kraft. Jedoch können schon 
ab dem der Kundmachung dieses Bundesrverfas­
sungsgesetzes folgenden Tag gesetzliche V or­
schriften erlassen werden, die der im Art. I 
dieses Bundesverfassungsgesetzes. verfügten Zu­
ständigkeitsverteilung entsprechen. Solche gesetz­
liche Vorschriften treten frühestens mit 1. Jän­
ner 1961 in Kraft. 

2. Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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